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Anlage 1 Allgemeine Sonderbedingungen

Al l g e m ei ne  S on d e r b e d i n g u ng e n  

Begriffe die in dem Darlehensantrag Vexcash („Darle-

hensantrag“) definiert sind, haben, soweit nicht nach-

folgend anderweitig definiert, die Bedeutung, wie sie in 

dem Darlehensantrag definiert sind. 

 

1) Darlehensantrag 

Der Darlehensnehmer verpflichtet sich und garantiert 

der Bank den von ihm persönlich unterschriebenen Dar-

lehensantrag sowie alle zugehörigen Dokumente auf ei-

gene Kosten im Original (zweifache Ausfertigung) zu 

übermitteln, es sei denn der Darlehensnehmer macht 

von der Möglichkeit der elektronischen Signatur Ge-

brauch, welche die Bank ebenfalls anbietet.  

 

Die Bank kann den Darlehensantrag innerhalb von fünf 

Bankarbeitstagen nach Zugang annehmen. Der Darle-

hensnehmer verzichtet auf den Zugang der Annahme-

erklärung der Bank (§ 151 BGB). Die Bank unterrichtet 

den Darlehensnehmer unverzüglich, falls sie die An-

nahme ablehnt.  

 

Bankarbeitstag bedeutet jeder Tag (außer Samstag und 

Sonntag), an dem die Geschäftsbanken in Frankfurt am 

Main für den Geschäftsbetrieb geöffnet sind und eine 

Abwicklung in Euro über TARGET2 (Trans-European 

Automated Real-Time Gross Settlement Express 

Transfer) möglich ist. 

 

2) Darlehensvermittler 

Vexcash AG, geschäftsansässig Rudi-Dutschke-Straße 

7-9, 10969 Berlin ist als Darlehensvermittler tätig. 

 

3) Darlehensrahmen 

a) Der von der Bank gewährte Darlehensrahmen wird 

unter Berücksichtigung der Bonität des Darlehens-

nehmers festgesetzt und dem Darlehensnehmer 

auf Verlangen mitgeteilt. 

b) Der Darlehensrahmen kann von der Bank nach ei-

genem Ermessen hoch- oder herabgesetzt werden.  

c) Klarstellend begründet die Gewährung eines Darle-

hensrahmens keine Zusage auf Gewährung von 

Einzeldarlehen.  

 

4) Einzeldarlehen  

a) Der Höhe des Ersten Einzeldarlehens ist auf 

EUR 1.000 begrenzt. 

b) Der Darlehensnehmer kann weitere Einzeldarlehen 

beantragen, die der Höhe nach durch den Darle-

hensrahmen begrenzt sind. 

c) Vor erneuter Antragstellung eines Einzeldarlehens 

ist das zuvor ausgezahlte Einzeldarlehen inklusive 

sämtlicher Zinsen und ggf. anfallender Kosten voll-

ständig an die Bank zurück zu zahlen. 

d) Jeder Antrag auf ein Einzeldarlehen bedarf der An-

nahme durch die Bank. 

e) Es besteht kein Anspruch auf Auszahlung von Ein-

zeldarlehen soweit keine Annahme des jeweiligen 

Antrags auf Gewährung eines Einzeldarlehens 

durch die Bank vorliegt.  

 

5) Vorfälligkeitsentschädigung 

Der Darlehensnehmer kann seine Verbindlichkeiten 

aus Einzeldarlehen jederzeit ganz oder teilweise vorzei-

tig erfüllen. Im Falle einer vorzeitigen Rückzahlung kann 

die Bank gemäß § 502 BGB eine angemessene Vorfäl-

ligkeitsentschädigung für den unmittelbar mit der vor-

zeitigen Rückzahlung zusammenhängenden Schaden 

verlangen. In diesem Fall wird sie diesen Schaden nach 

den vom Bundesgerichtshof für die Berechnung vorge-

schriebenen finanzmathematischen Rahmenbedingun-

gen berechnen, die insbesondere 

- ein zwischenzeitlich verändertes Zinsniveau 

- die für das Einzeldarlehen ursprünglich vereinbarten 

Zahlungsströme  

- den der Bank entgangenen Gewinn 

- den mit der vorzeitigen Rückzahlung verbundenen 

Verwaltungsaufwand (Bearbeitungsentgelt) sowie 

- die infolge der vorzeitigen Rückzahlung ersparten Ri-

siko- und Verwaltungskosten berücksichtigen.  

 

Die Vorfälligkeitsentschädigung darf folgende Beträge 

jeweils nicht überschreiten: 

- 1 Prozent des vorzeitig zurückgezahlten Betrags o-

der, wenn der Zeitraum zwischen der vorzeitigen und 

der vereinbarten Rückzahlung ein Jahr nicht über-

schreitet, 0,5 Prozent des vorzeitig zurückgezahlten 

Betrags 

- den Betrag der Sollzinsen, den der Darlehensnehmer 

in dem Zeitraum zwischen der vorzeitigen und der 

vereinbarten Rückzahlung entrichtet hätte. 

 

6) Forderungsabtretung und Übertragung des Kre-

ditverhältnisses; Datenschutzrechtliche Einwil-

ligungserklärung; Vertraulichkeit 

Die Bank ist berechtigt, zum Zwecke der Refinanzie-

rung, Eigenkapitalentlastung oder Risikodiversifizierung 

das wirtschaftliche Risiko des Kredits ganz oder teil-

weise auf sonstige Dritte zu übertragen oder zu verpfän-

den und hierzu erforderliche Informationen und Unter-

lagen, die das Kreditverhältnis betreffen, an Dritte sowie 

an solche Personen weiterzugeben, die aus techni-

schen, organisatorischen oder rechtlichen Gründen in 

die Prüfung der Werthaltigkeit oder die Abwicklung der 

Übertragung des Kreditrisikos eingebunden werden. 

Eine vorherige Zustimmung des Darlehensnehmers ist 

hierzu nicht erforderlich. 

 

Die Übertragung des Kreditrisikos kann insbesondere 

durch Kreditderivate, Kreditunterbeteiligungen oder die 

Übertragung von Kreditforderungen (auch im Wege der 

stillen Zession) erfolgen, auch samt zugehörigen Si-

cherheiten (die in diesem Zusammenhang auch abge-

treten und verpfändet werden dürfen). 
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Im Zusammenhang mit den unter Absatz 1 genannten 

Maßnahmen dürfen an Dritte sowie die aus techni-

schen, organisatorischen oder rechtlichen Gründen in 

die Prüfung der Werthaltigkeit oder die Abwicklung der 

Übertragung eingeschalteten Berater, wie z.B. Rating-

Agenturen, Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer, ins-

besondere Personalien (u.a. Name, Anschrift, Geburts-

datum, Familienstand, Beruf oder vergleichbare Daten), 

Angaben zum Kredit (Höhe, Laufzeit, Zinssatz der For-

derung oder vergleichbare Daten), Angaben zu den 

wirtschaftlichen Verhältnissen, Informationen über 

eventuelle Nebenrechte (einschließlich der Sicherhei-

ten sowie Informationen über die für die Realisierung 

des übertragenen Risikos dienenden Urkunden) über-

mittelt werden.  

 

Der Darlehensnehmer befreit die Bank insoweit 

vom Datengeheimnis nach der Datenschutzgrund-

verordnung und dem Bundesdatenschutzgesetz. 

 

Ausdrücklich willigt der Darlehensnehmer in die 

Verarbeitung und für den Fall der Abtretung in die 

Weitergabe sämtlicher Daten des Darlehensneh-

mers bezogen auf den Darlehensvertrag und bezo-

gen auf sämtliche Sicherheiten ein und entbindet 

die Bank hiermit von deren Schweigepflicht. 

 

Der Sitz des Dritten muss innerhalb der Europäischen 

Union liegen oder in einem Land außerhalb der Euro-

päischen Union, für das die EU-Kommission ausdrück-

lich das Vorliegen eines angemessenen Datenschutz-

niveaus festgestellt hat. Dritter kann auch eines der vor-

genannten Unternehmen mit Sitz in einem anderen 

Staat sein, sofern ein angemessenes Datenschutzni-

veau auf andere gesetzlich vorgesehene Weise (z.B. 

durch die verbindliche Vereinbarung der EU Standard-

klauseln für die Übermittlung personenbezogener Da-

ten) gewährleistet wird. 

 

Die Bank wird die Empfänger der jeweiligen Daten vor 

der Weitergabe von Informationen zur Vertraulichkeit 

verpflichten, soweit eine solche Verpflichtung nicht be-

reits aufgrund gesetzlicher oder berufsständischer/be-

rufsüblicher Regelungen besteht. Die Verpflichtung zur 

Vertraulichkeit beinhaltet, Verschwiegenheit über alle 

kundenbezogenen Daten und Wertungen zu wahren 

und von den Informationen nur in dem Umfang Ge-

brauch zu machen, wie dies zur Durchführung der be-

zeichneten Maßnahmen erforderlich ist. Die Bank wird 

den Empfänger der vertraulichen Informationen ver-

pflichten, bei einer weiteren Übertragung von Rechten 

aus dem Darlehensvertrag oder der Weitergabe von In-

formationen auch an weitere Empfänger jeweils eine 

entsprechende Vertraulichkeitsvereinbarung zu treffen. 

 

Sämtliche im Zusammenhang mit der Übertragung des 

Kreditrisikos und der Abtretung / Verpfändung von Dar-

lehensforderungen anfallenden Kosten trägt die Bank. 

 

7) Tilgungsplan 

Der Darlehensnehmer kann von der Bank jederzeit ei-

nen Tilgungsplan bezüglich ausstehender Einzeldarle-

hen verlangen. 

 

8) Zusicherungen und Garantien 

Der Darlehensnehmer gibt gegenüber der Bank zum 

Zeitpunkt der Unterzeichnung des Darlehensvertrages 

die folgenden Zusicherungen und Garantien ab: 

a) Beim Darlehensnehmer liegt kein Insolvenzgrund in 

Form der Zahlungsunfähigkeit, der drohenden Zah-

lungsunfähigkeit oder der Überschuldung nach 

Maßgabe der §§ 17-19 InsO oder ähnlicher Vor-

schriften anderer Rechtsordnungen vor; 

b) Es liegen keine Umstände vor, die einen Kündi-

gungsgrund im Sinne dieses Vertrages darstellen 

oder der Wirksamkeit des Darlehensantrages ent-

gegenstehen oder eine wesentliche nachteilige 

Auswirkung auf die Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage des Darlehensnehmers haben können. 

Wesentlich ist eine Auswirkung, wenn dadurch die 

Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung 

sonstiger Verbindlichkeiten gegenüber der Bank 

gefährdet werden können; 

c) Es sind gegen den Darlehensnehmer keine Rechts-

streitigkeiten, Schiedsgerichtsverfahren, behördli-

chen Ermittlungs- oder Strafverfolgungsverfahren 

oder sonstige Verfahren anhängig oder angedroht, 

die in ihrer Gesamtheit eine wesentliche negative 

Auswirkung auf die Fähigkeit des Darlehensneh-

mers haben oder haben könnten, seine Verpflich-

tungen aus dem Darlehensvertrag zu erfüllen; 

d) Einzeldarlehen werden nicht zum Zwecke der Fi-

nanzierung, des Erwerbs oder Erhalts von Grund-

stücks-, Haus- oder Wohneigentum verwendet, 

sondern ausschließlich zur Finanzierung eigener 

privater Konsumgüter. 

 

9) Wiederholung der Zusicherungen 

Sämtliche Zusicherungen gemäß Ziffer 8 werden mit je-

dem Antrag eines Einzeldarlehens gegenüber der Bank 

unter Berücksichtigung der dann bestehenden Um-

stände erneut abgegeben. Der Darlehensnehmer wird 

der Bank Abweichungen unverzüglich schriftlich mittei-

len.  

 

10) Informationspflichten des Darlehensnehmers 

Die Bank ist nach bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben 

verpflichtet, sich laufend ein umfassendes Bild über das 

aktuelle Kreditrisiko zu verschaffen. Der Darlehensneh-

mer ist daher verpflichtet, Informationen zur Verfügung 

zu stellen, die für die Einschätzung des Kreditrisikos er-

forderlich sind. Der Darlehensnehmer wird die Bank 

während der Laufzeit des Darlehensrahmens regelmä-

ßig und anlassbezogen über die Entwicklung seiner 

wirtschaftlichen Verhältnisse informieren und der Bank 

insbesondere folgende Informationen zur Verfügung zu 

stellen: 

a) Änderungen des Wohnsitzes bzw. Aufenthaltes;  

b) Änderungen des Arbeitgebers; 
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c) Auf Verlagen der Bank hat der Darlehensnehmer 

seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse 

offenzulegen; 

d) Wesentliche Verschlechterung der Vermögensver-

hältnisse; insbesondere Arbeitslosigkeit sind unver-

züglich offenzulegen.  

 

11) Außerordentliche Kündigung  

a) Außerordentliche Kündigung des Darlehensneh-

mers 

Der Darlehensnehmer kann den Darlehensvertrag 

vorzeitig außerordentlich kündigen, wenn er ein be-

rechtigtes Interesse i.S.v. § 490 BGB hat. Der Dar-

lehensnehmer hat der Bank denjenigen Schaden 

zu ersetzen, der diesem aus der vorzeitigen Kündi-

gung entsteht (Vorfälligkeitsentschädigung).  

 

Die Kündigung bedarf der Textform und ist an die 

Bank zu senden.  

 

b) Außerordentliche Kündigung der Bank 

Die Bank ist berechtigt, die Darlehensauszahlung 

abzulehnen und/oder den Darlehensvertrag außer-

ordentlich zu kündigen, wenn 

(i) wesentliche Änderungen in den wirtschaftlichen 

Verhältnissen des Darlehensnehmers eintreten, 

welche die Rückzahlung des Darlehens gefährden; 

(ii) der Anspruch auf Auszahlung des Darlehens ge-

pfändet oder ohne Zustimmung der Bank verpfän-

det oder abgetreten wird; 

(iii) der Darlehensnehmer trotz Mahnung mit Zahlun-

gen in Verzug bleibt, sofern in der Mahnung auf das 

Kündigungsrecht hingewiesen wurde und der Ver-

zug länger als zehn (10) Bankarbeitstage nach Zu-

gang der Mahnung andauert; 

(iv) der Darlehensnehmer nicht regelmäßig der Offen-

legung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse nach 

Ziffer 10) dieser Allgemeinen Sonderbedingungen 

nachkommt; 

(v) der Darlehensnehmer eine sonstige Verpflichtung 

aus diesem Vertrag auch nach Fristsetzung unter 

Hinweis auf das Kündigungsrecht nicht erfüllt und 

dadurch wesentliche Interessen der Bank beein-

trächtigt; 

(vi) unrichtige, unvollständige und daher irreführende 

Angaben des Darlehensnehmers bezüglich der In-

formationspflichten, Offenlegungspflichten, sowie 

Auskunftspflichten des Darlehensnehmers oder 

sonstige wesentliche Informationen oder Doku-

mente vorliegen, die der Darlehensnehmer zur Er-

langung des Darlehens oder zum Nachweis der 

Einhaltung ihrer Verpflichtungen aus dem Darle-

hensvertrag gegeben bzw. übergeben hat; 

(vii) bei Verstoß des Darlehensnehmers gegen die Ver-

tragsbedingungen des Darlehensvertrags. 

 

12) Aufrechnung 

Sofern der Darlehensnehmer fällige Leistungen verspä-

tet erbringt, ist die Bank berechtigt, sämtliche Zahlun-

gen des Darlehensnehmers mit den zeitlich am längs-

ten zurückliegenden, nicht geleisteten Leistungen auf-

zurechnen.  

 

13) Aufsichtsbehörde 

Die Bank unterliegt der Aufsicht durch die Bundesan-

stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 

Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn bzw. Marie-

Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main 

 

14) Sicherheiten 

Sofern der Bank Sicherheiten gestellt wurden, sichern 

diese alle bestehenden, künftigen und bedingten An-

sprüche der Bank aus der Geschäftsverbindung mit 

dem Darlehensnehmer, soweit nicht im Einzelfall au-

ßerhalb dieses Vertrages etwas anderes vereinbart ist; 

dies gilt auch für bereits bestellte und aufgrund der All-

gemeinen Geschäftsbedingungen haftende Sicherhei-

ten. 

 

15) Sonstige Kosten; Erstattung von Überzah-

lungen des Darlehensnehmers 

Es fallen keine sonstigen Kosten an. Die Bank wird dem 

Darlehensnehmer einen über den vom Darlehensneh-

mer geschuldeten Betrag hinaus gezahlten Betrag in-

nerhalb von 30 Bankarbeitstagen erstatten, soweit die 

Überzahlung EUR 3,00 übersteigt.  

 

 

16) Sonstiges 

Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht. Erfüllungs-

ort für alle Verbindlichkeiten, die sich aus dem Darle-

hensvertrag ergeben, ist Frankfurt am Main. Maßgeb-

lich Sprache für ein zustande kommendes Vertragsver-

hältnis und die Kommunikation mit dem Darlehensneh-

mer ist Deutsch. 
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Grundregeln für die Beziehung  
zwischen Kunde und Bank

1.	 Geltungsbereich und Änderungen dieser Geschäfts- 
bedingungen und der Sonderbedingungen für  
einzelne Geschäftsbeziehungen
(1)	Geltungsbereich
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für die gesamte 
Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und den inländischen 
Geschäftsstellen der Bank (im folgenden Bank genannt). Daneben 
gelten für einzelne Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel für das 
Wertpapiergeschäft, den Zahlungsverkehr und für den Sparver-
kehr) Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen 
zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten; sie wer-
den bei der Kontoeröffnung oder bei Erteilung eines Auftrages mit 
dem Kunden vereinbart. Unterhält der Kunde auch Geschäftsver-
bindungen zu ausländischen Geschäftsstellen, sichert das Pfand-
recht der Bank (Nummer 14 dieser Geschäftsbedingungen) auch 
die Ansprüche dieser ausländischen Geschäftsstellen.
(2)	Änderungen
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbedin-
gungen werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform an-
geboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschäfts-
beziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart 
(zum Beispiel das Online-Banking), können die Änderungen auch 
auf diesem Wege angeboten werden. Der Kunde kann den Än-
derungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwer-
dens entweder zustimmen oder sie ablehnen. Die Zustimmung 
des Kunden gilt als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
angezeigt hat. Auf diese Genehmigungswirkung wird ihn die Bank 
in ihrem Angebot besonders hinweisen.
Werden dem Kunden Änderungen von Bedingungen zu Zahlungs-
diensten (zum Beispiel Überweisungsbedingungen) angeboten, 
kann er den von der Änderung betroffenen Zahlungsdiensterah-
menvertrag vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündigen. 
Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank in ihrem Angebot 
besonders hinweisen.

2.	 Bankgeheimnis und Bankauskunft
(1)	Bankgeheimnis
Die Bank ist zur Verschwiegenheit über alle kundenbezogenen 
Tatsachen und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis 
erlangt (Bankgeheimnis). Informationen über den Kunden darf die 
Bank nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies ge-
bieten oder der Kunde eingewilligt hat oder die Bank zur Erteilung 
einer Bankauskunft befugt ist. 
(2)	Bankauskunft
Eine Bankauskunft enthält allgemein gehaltene Feststellungen 
und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kun-
den, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit; betragsmäßige 
Angaben über Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige 
der Bank anvertraute Vermögenswerte sowie Angaben über die 
Höhe von Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht.
(3)	Voraussetzungen für die Erteilung einer Bankauskunft
Die Bank ist befugt, über juristische Personen und im Handelsre-
gister eingetragene Kaufleute Bankauskünfte zu erteilen, sofern 
sich die Anfrage auf ihre geschäftliche Tätigkeit bezieht. Die Bank 
erteilt jedoch keine Auskünfte, wenn ihr eine anders lautende Wei-
sung des Kunden vorliegt. Bankauskünfte über andere Personen, 
insbesondere über Privatkunden und Vereinigungen, erteilt die 
Bank nur dann, wenn diese generell oder im Einzelfall ausdrück-
lich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur erteilt, wenn 
der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten 
Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass schutzwürdige Belange des Kunden der Auskunfts-
erteilung entgegenstehen.
(4)	Empfänger von Bankauskünften
Bankauskünfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie ande-
ren Kreditinstituten für deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3.	 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden
(1)	Haftungsgrundsätze
Die Bank haftet bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen für jedes Ver-
schulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen 
für einzelne Geschäftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen 
etwas Abweichendes regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten (zum Beispiel durch Ver-
letzung der in Nr.11 dieser Geschäftsbedingungen aufgeführten 
Mitwirkungspflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in 
welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
(2)	Weitergeleitete Aufträge
Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form 
ausgeführt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Er-
ledigung betraut, erfüllt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie 
ihn im eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter 
Auftrag). Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bankaus-
künften bei anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung und 
Verwaltung von Wertpapieren im Ausland. In diesen Fällen be-
schränkt sich die Haftung der Bank auf die sorgfältige Auswahl 
und Unterweisung des Dritten.
(3)	Störung des Betriebs
Die Bank haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt, Auf-
ruhr, Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr 
nicht zu vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussper-
rung, Verkehrsstörung, Verfügungen von hoher Hand im In- oder 
Ausland) eintreten.

4.	 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der 
kein Verbraucher ist
Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der 
Bank nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung 
gilt nicht für eine vom Kunden zur Aufrechnung gestellte Forde-
rung, die ihren Rechtsgrund in einem Darlehen oder einer Finan-
zierungshilfe gemäß §§ 513, 491 bis 512 BGB hat. 

5.	 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden 
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der 
Bank auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine 
erbrechtliche Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen.
Wird der Bank eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift 
der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehö-
riger Eröffnungsniederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, 
der darin als Erbe oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als 
Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen und insbesondere mit 
befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank 
bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfech-
tung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfügungsbe-
rechtigt ist oder wenn ihr dies infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt 
geworden ist.

6.	 Maßgebliches Recht und Gerichtsstand bei  
kaufmännischen und öffentlich-rechtlichen Kunden
(1)	Geltung deutschen Rechts
Für die Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden und der 
Bank gilt deutsches Recht.
(2)	Gerichtsstand für Inlandskunden
Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschäftsbe-
ziehung dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, 
so kann die Bank diesen Kunden an dem für die kontoführende 
Stelle zuständigen Gericht oder bei einem anderen zuständigen 
Gericht verklagen; dasselbe gilt für eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts und für öffentlich-rechtliche Sondervermögen. 
Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem für die kon-
toführende Stelle zuständigen Gericht verklagt werden.
(3)	Gerichtsstand für Auslandskunden
Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch für Kunden, die im Aus-
land eine vergleichbare gewerbliche Tätigkeit ausüben, sowie 
für ausländische Institutionen, die mit inländischen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder mit einem inländischen 
öffentlich-rechtlichen Sondervermögen vergleichbar sind.

Allgemeine Geschäftsbedingungen



1Bankarbeitstage sind alle Werktage außer: Sonnabende, 24. und 31. Dezember. 
2International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer) 

3Bank Identifier Code (Bank-Identifizierungs-Code)
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Kontoführung
7.	 Rechnungsabschlüsse bei Kontokorrentkonten  

(Konten in laufender Rechnung) 
(1)	Erteilung der Rechnungsabschlüsse
Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas 
anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals 
einen Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum 
entstandenen beiderseitigen Ansprüche (einschließlich der Zinsen 
und Entgelte der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, 
der sich aus der Verrechnung ergibt, nach Nummer 12 dieser Ge-
schäftsbedingungen oder nach der mit dem Kunden anderweitig 
getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.
(2)	Frist für Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen
Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines 
Rechnungsabschlusses hat der Kunde spätestens vor Ablauf von 
sechs Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine 
Einwendungen in Textform geltend, genügt die Absendung inner-
halb der Sechs-Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Ein-
wendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank 
bei Erteilung des Rechnungsabschlusses besonders hinweisen. 
Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des 
Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen, 
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende 
Gutschrift nicht erteilt wurde.

8.	 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank 
(1)	Vor Rechnungsabschluss
Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel 
wegen einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum näch-
sten Rechnungsabschluss durch eine Belastungsbuchung rück-
gängig machen, soweit ihr ein Rückzahlungsanspruch gegen den 
Kunden zusteht (Stornobuchung); der Kunde kann in diesem Fall 
gegen die Belastungsbuchung nicht einwenden, dass er in Höhe 
der Gutschrift bereits verfügt hat.
(2)	Nach Rechnungsabschluss
Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rech-
nungsabschluss fest und steht ihr ein Rückzahlungsanspruch ge-
gen den Kunden zu, so wird sie in Höhe ihres Anspruchs sein 
Konto belasten (Berichtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen 
die Berichtigungsbuchung Einwendungen, so wird die Bank den 
Betrag dem Konto wieder gutschreiben und ihren Rückzahlungs-
anspruch gesondert geltend machen.
(3)	Information des Kunden; Zinsberechnung
Über Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den 
Kunden unverzüglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die 
Bank hinsichtlich der Zinsberechnung rückwirkend zu dem Tag 
vor, an dem die fehlerhafte Buchung durchgeführt wurde.

9.	 Einzugsaufträge
(1)	Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung
Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften 
schon vor ihrer Einlösung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt 
ihrer Einlösung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank 
selbst zahlbar sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem 
Auftrag ein, von einem Zahlungspflichtigen einen Forderungs-
betrag zu beschaffen (zum Beispiel Zinsscheine), und erteilt die 
Bank über den Betrag eine Gutschrift, so steht diese unter dem 
Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhält. Der Vorbehalt gilt 
auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papie-
re bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Last-
schriften nicht eingelöst oder erhält die Bank den Betrag aus dem 
Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift 
rückgängig. Dies geschieht unabhängig davon, ob in der Zwi-
schenzeit ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.
(2)	Einlösung von Lastschriften und vom Kunden 

ausgestellter Schecks
Lastschriften sowie Schecks sind eingelöst, wenn die Bela-
stungsbuchung nicht spätestens am zweiten Bankarbeitstag1 
– bei SEPA-Firmenlastschriften nicht spätestens am dritten 
Bankarbeitstag – nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht wird. 
Barschecks sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger ein-
gelöst. Schecks sind auch schon dann eingelöst, wenn die Bank 
im Einzelfall eine Bezahltmeldung absendet. Schecks, die über 
die Abrechnungsstelle der Bundesbank vorgelegt werden, sind 
eingelöst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bundesbank festge-
setzten Zeitpunkt zurückgegeben werden.

10.	Fremdwährungsgeschäfte und Risiken bei Fremd-
währungskonten
(1)	Auftragsausführung bei Fremdwährungskonten
Fremdwährungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an 
den Kunden und Verfügungen des Kunden in fremder Währung 
bargeldlos abzuwickeln. Verfügungen über Guthaben auf Fremd-

währungskonten (zum Beispiel durch Überweisungen zu Lasten 
des Fremdwährungsguthabens) werden unter Einschaltung von 
Banken im Heimatland der Währung abgewickelt, wenn sie die 
Bank nicht vollständig innerhalb des eigenen Hauses ausführt.
(2)	Gutschriften bei Fremdwährungsgeschäften mit dem 

Kunden
Schließt die Bank mit dem Kunden ein Geschäft (zum Beispiel 
ein Devisentermingeschäft) ab, aus dem sie die Verschaffung ei-
nes Betrages in fremder Währung schuldet, wird sie ihre Fremd
währungsverbindlichkeit durch Gutschrift auf dem Konto des 
Kunden in dieser Währung erfüllen, sofern nicht etwas anderes 
vereinbart ist.
(3)	Vorübergehende Beschränkung der Leistung durch die 

Bank
Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung einer Verfügung zu 
Lasten eines Fremdwährungsguthabens (Absatz 1) oder zur Er-
füllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem 
Umfang und solange ausgesetzt, wie die Bank in der Währung, 
auf die das Fremdwährungsguthaben oder die Verbindlichkeit 
lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder Ereignisse im 
Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt verfügen kann. 
In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder Ereignisse 
andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfüllung an einem 
anderen Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer ande-
ren Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von 
Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausführung 
einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens ist 
dagegen nicht ausgesetzt, wenn sie die Bank vollständig im eige-
nen Haus ausführen kann. Das Recht des Kunden und der Bank, 
fällige gegenseitige Forderungen in derselben Währung mitein-
ander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen 
unberührt.
(4)	Wechselkurs 
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwährungsge-
schäften ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 
Bei Zahlungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterah-
menvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11.	Mitwirkungspflichten des Kunden

(1)	Mitteilung von Änderungen 
Zur ordnungsgemäßen Abwicklung des Geschäftsverkehrs ist 
es erforderlich, dass der Kunde der Bank Änderungen seines 
Namens und seiner Anschrift sowie das Erlöschen oder die 
Änderung einer gegenüber der Bank erteilten Vertretungsmacht 
(insbesondere einer Vollmacht) unverzüglich mitteilt. Diese Mittei-
lungspflicht besteht auch dann, wenn die Vertretungsmacht in ein 
öffentliches Register (zum Beispiel in das Handelsregister) einge
tragen ist und ihr Erlöschen oder ihre Änderung in dieses Register 
eingetragen wird. Darüber hinaus können sich weitergehende 
gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwä-
schegesetz, ergeben.
(2)	Klarheit von Aufträgen
Aufträge müssen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht 
eindeutig formulierte Aufträge können Rückfragen zur Folge ha-
ben, die zu Verzögerungen führen können. Vor allem hat der 
Kunde bei Aufträgen auf die Richtigkeit und Vollständigkeit sei-
ner Angaben, insbesondere der Kontonummer und Bankleitzahl 
oder IBAN2 und BIC3 sowie der Währung zu achten. Änderungen, 
Bestätigungen oder Wiederholungen von Aufträgen müssen als 
solche gekennzeichnet sein.
(3)	Besonderer Hinweis bei Eilbedürftigkeit der Ausführung 

eines Auftrags 
Hält der Kunde bei der Ausführung eines Auftrags besondere Eile 
für nötig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formu-
larmäßig erteilten Aufträgen muss dies außerhalb des Formulars 
erfolgen.
(4)	Prüfung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank
Der Kunde hat Kontoauszüge, Wertpapierabrechnungen, Depot- 
und Erträgnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen 
über die Ausführung von Aufträgen sowie Informationen über 
erwartete Zahlungen und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit 
und Vollständigkeit unverzüglich zu überprüfen und etwaige Ein-
wendungen unverzüglich zu erheben.
(5)	Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von 

Mitteilungen
Falls Rechnungsabschlüsse und Depotaufstellungen dem Kun-
den nicht zugehen, muss er die Bank unverzüglich benachrichti-
gen. Die Benachrichtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben 
anderer Mitteilungen, deren Eingang der Kunde erwartet 
(Wertpapierabrechnungen, Kontoauszüge nach der Ausführung 
von Aufträgen des Kunden oder über Zahlungen, die der Kunde 
erwartet).
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Kosten der Bankdienstleistungen

12.	Zinsen, Entgelte und Aufwendungen
(1)	Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Verbrauchern
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen  Bankleistun-
gen, die die Bank gegenüber Verbrauchern erbringt, einschließ-
lich der Höhe von Zahlungen, die über die für die Hauptleistung 
vereinbarten Entgelte hinausgehen, ergeben sich aus dem 
„Preisaushang – Regelsätze im standardisierten Privatkundenge-
schäft“ und aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“.
Wenn ein Verbraucher eine dort aufgeführte Hauptleistung in 
Anspruch nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung ge-
troffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im „Preisaushang“ 
oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zinsen und 
Entgelte.  
Eine Vereinbarung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für 
die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers ge-
richtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich 
treffen, auch wenn sie im „Preisaushang“ oder im „Preis- und Lei-
stungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. 
Für die Vergütung der nicht im „Preisaushang“ oder im „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“ aufgeführten Leistungen, die im Auftrag 
des Verbrauchers erbracht werden und die, nach den Umständen 
zu urteilen, nur gegen eine Vergütung zu erwarten sind, gelten, 
soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzli-
chen Vorschriften. 
(2)	Zinsen und Entgelte im Geschäft mit Kunden, die keine 

Verbraucher sind 
Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die üblichen Bankleistun-
gen, die die Bank gegenüber Kunden, die keine Verbraucher sind, 
erbringt, ergeben sich aus dem „Preisaushang – Regelsätze im 
standardisierten Privatkundengeschäft“ und aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“, soweit der „Preisaushang“ und das „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ übliche Bankleistungen gegenüber 
Kunden, die keine Verbraucher sind (zum Beispiel Geschäftskun-
den), ausweisen.
Wenn ein Kunde, der kein Verbraucher ist, eine dort aufgeführte 
Bankleistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende 
Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im 
„Preisaushang“ oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angege-
benen Zinsen und Entgelte. 
Im Übrigen bestimmt die Bank, sofern keine andere Vereinbarung 
getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen dem nicht ent-
gegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach billigem 
Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).    
(3)	Nicht entgeltfähige Leistungen 
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes 
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder 
die sie im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Ent-
gelt berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird 
nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung erhoben.
(4)	Änderung von Zinsen; Kündigungsrecht des Kunden bei 

Erhöhung 
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen 
Zinssatz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarung mit 
dem Kunden. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen 
mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts an-
deres vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung in-
nerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Änderung 
mit sofortiger Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden 
die erhöhten Zinsen für die gekündigte Kreditvereinbarung nicht 
zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine angemesse-
ne Frist einräumen.
(5)	Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft 

in Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden 
im Rahmen der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft 
in Anspruch genommen werden (zum Beispiel Konto- und De-
potführung), werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor 
dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Text-
form angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg 
vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), können die Ände-
rungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Der Kunde 
kann den Änderungen vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Wirksamwerdens entweder zustimmen oder sie ablehnen. 
Die Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn er sei-
ne Ablehnung nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese Geneh-
migungswirkung wird ihn die Bank in ihrem Angebot besonders 
hinweisen. Werden dem Kunden die Änderungen angeboten, 
kann er den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung auch 
fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird 
ihn die Bank in ihrem Angebot hinweisen. Kündigt der Kunde, wird 
das geänderte Entgelt für die gekündigte Geschäftsbeziehung 
nicht zugrunde gelegt. 
Die vorstehende Vereinbarung gilt gegenüber Verbrauchern nur 
dann, wenn die Bank Entgelte für Hauptleistungen ändern will, 
die vom Verbraucher im Rahmen der Geschäftsverbindung typi-

scherweise dauerhaft in Anspruch genommen werden. Eine Ver-
einbarung über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über 
die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers ge-
richtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdrücklich 
vereinbaren.  
(6)	 Ersatz von Aufwendungen 
Ein möglicher Anspruch der Bank auf Ersatz von Aufwendungen 
richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.
(7)	Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen 

und Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für 
Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträ-
gen mit Verbrauchern für Zahlungen richten sich die Zinsen und 
die Kosten (Entgelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen 
Vereinbarungen und Sonderbedingungen sowie ergänzend nach 
den gesetzlichen Vorschriften. Die Änderung von Entgelten von 
Zahlungsdiensterahmenverträgen (z. B. Girovertrag) richtet sich 
nach Absatz 5.

Sicherheiten für die Ansprüche  
der Bank gegen den Kunden

13.	Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten
(1)	Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten
Die Bank kann für alle Ansprüche aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten 
verlangen, und zwar auch dann, wenn die Ansprüche bedingt 
sind (zum Beispiel Aufwendungsersatzanspruch wegen der In-
anspruchnahme aus einer für den Kunden übernommenen Bürg-
schaft). Hat der Kunde gegenüber der Bank eine Haftung für 
Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank übernommen 
(zum Beispiel als Bürge), so besteht für die Bank ein Anspruch 
auf Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten im Hinblick auf 
die aus der Haftungsübernahme folgende Schuld jedoch erst ab 
ihrer Fälligkeit.
(2)	Veränderung des Risikos
Hat die Bank bei der Entstehung von Ansprüchen ge-
gen den Kunden zunächst ganz oder teilweise da-
von abgesehen, die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch später noch eine 
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass
Umstände eintreten oder bekannt werden, die eine erhöhte Ri-
sikobewertung der Ansprüche gegen den Kunden rechtfertigen. 
Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn
–	 sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden nachteilig 

verändert haben oder sich zu verändern drohen oder
–	 sich die vorhandenen Sicherheiten wertmäßig verschlechtert 

haben oder zu verschlechtern drohen.
Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn aus-
drücklich vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschließlich 
im Einzelnen benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbrau-
cherdarlehensverträgen besteht der Anspruch auf die Bestellung 
oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten 
im Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der Nettodarlehens-
betrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder 
Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 
abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab 
dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdar-
lehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine 
abschließenden Angaben über Sicherheiten enthalten sind.
(3)	Fristsetzung für die Bestellung oder Verstärkung von 

Sicherheiten 
Für die Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten wird die 
Bank eine angemessene Frist einräumen. Beabsichtigt die Bank, 
von ihrem Recht zur fristlosen Kündigung nach Nr. 19 Absatz 3 
dieser Geschäftsbedingungen Gebrauch zu machen, falls der 
Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten nicht fristgerecht nachkommt, wird sie ihn zuvor hier-
auf hinweisen.

14.	Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1)	Einigung über das Pfandrecht
Der Kunde und die Bank sind sich darüber einig, dass die Bank ein 
Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen 
eine inländische Geschäftsstelle im bankmäßigen Geschäftsver-
kehr Besitz erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt 
ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden gegen 
die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen 
oder künftig zustehen werden (zum Beispiel Kontoguthaben).
(2)	Gesicherte Ansprüche
Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, künftigen 
und bedingten Ansprüche, die der Bank mit ihren sämtlichen in- 
und ausländischen Geschäftsstellen aus der bankmäßigen Ge-
schäftsverbindung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde 
gegenüber der Bank eine Haftung für Verbindlichkeiten eines an-
deren Kunden der Bank übernommen (zum Beispiel als Bürge), 
so sichert das Pfandrecht die aus der Haftungsübernahme folgen-
de Schuld jedoch erst ab ihrer Fälligkeit.
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(3)	Ausnahmen vom Pfandrecht
Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Maßgabe in die 
Verfügungsgewalt der Bank, dass sie nur für einen bestimmten 
Zweck verwendet werden dürfen (zum Beispiel Bareinzahlung 
zur Einlösung eines Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der 
Bank nicht auf diese Werte. Dasselbe gilt für die von der Bank 
selbst ausgegebenen Aktien (eigene Aktien) und für die Wert-
papiere, die die Bank im Ausland für den Kunden verwahrt. Au-
ßerdem erstreckt sich das Pfandrecht nicht auf die von der Bank 
selbst ausgegebenen eigenen Genussrechte/Genussscheine und 
nicht auf die verbrieften und nicht verbrieften nachrangigen Ver-
bindlichkeiten der Bank.
(4)	Zins- und Gewinnanteilscheine
Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde 
nicht berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehören-
den Zins- und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15.	Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und  
diskontierten Wechseln 
(1)	Sicherungsübereignung
Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks 
und Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigen-
tum. An diskontierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt 
des Wechselankaufs uneingeschränktes Eigentum; belastet sie 
diskontierte Wechsel dem Konto zurück, so verbleibt ihr das Si-
cherungseigentum an diesen Wechseln.
(2)	Sicherungsabtretung
Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln ge-
hen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank über; 
ein Forderungsübergang findet ferner statt, wenn andere Papiere 
zum Einzug eingereicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kauf-
männische Handelspapiere).
(3)	Zweckgebundene Einzugspapiere
Werden der Bank Einzugspapiere mit der Maßgabe eingereicht, 
dass ihr Gegenwert nur für einen bestimmten Zweck verwendet 
werden darf, erstrecken sich die Sicherungsübereignung und die 
Sicherungsabtretung nicht auf diese Papiere.
(4)	Gesicherte Ansprüche der Bank
Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen 
der Sicherung aller Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden 
bei Einreichung von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrent-
konten zustehen oder die infolge der Rückbelastung nicht einge-
löster Einzugspapiere oder diskontierter Wechsel entstehen. Auf 
Anforderung des Kunden nimmt die Bank eine Rückübertragung 
des Sicherungseigentums an den Papieren und der auf sie über-
gegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeit-
punkt der Anforderung keine zu sichernden Ansprüche gegen den 
Kunden zustehen oder sie ihn über den Gegenwert der Papiere 
vor deren endgültiger Bezahlung nicht verfügen lässt.

16.	Begrenzung des Besicherungsanspruchs und  
Freigabeverpflichtung
(1)	Deckungsgrenze 
Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung 
von Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare 
Wert aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche aus 
der bankmäßigen Geschäftsverbindung (Deckungsgrenze) ent-
spricht.
(2)	Freigabe
Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgren-
ze nicht nur vorübergehend übersteigt, hat die Bank auf Verlan-
gen des Kunden Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und 
zwar in Höhe des die Deckungsgrenze übersteigenden Betrages; 
sie wird bei der Auswahl der freizugebenden Sicherheiten auf die 
berechtigten Belange des Kunden und eines dritten Sicherungs-
gebers, der für die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten 
bestellt hat, Rücksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die Bank 
auch verpflichtet, Aufträge des Kunden über die dem Pfandrecht 
unterliegenden Werte auszuführen (zum Beispiel Verkauf von 
Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).
(3)	Sondervereinbarungen
Ist für eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmaßstab 
als der realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze 
oder ist eine andere Grenze für die Freigabe von Sicherheiten 
vereinbart, so sind diese maßgeblich.

17.	Verwertung von Sicherheiten
(1)	Wahlrecht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat die Bank unter mehreren Sicher-
heiten die Wahl. Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl 
der zu verwertenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange 
des Kunden und eines dritten Sicherungsgebers, der für die Ver-
bindlichkeiten des Kunden Sicherheiten bestellt hat, Rücksicht 
nehmen.
(2)	Erlösgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht
Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird 
die Bank dem Kunden über den Erlös eine Gutschrift erteilen, die 
als Rechnung für die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache 
gilt und den Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kündigung

18.	Kündigungsrechte des Kunden
(1)	Jederzeitiges Kündigungsrecht
Der Kunde kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), für die 
weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsregelung 
vereinbart ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen.
(2)	Kündigung aus wichtigem Grund
Ist für eine Geschäftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abwei-
chende Kündigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kündi-
gung nur dann ausgesprochen werden, wenn hierfür ein wichtiger 
Grund vorliegt, der es dem Kunden, auch unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange der Bank, unzumutbar werden lässt, die 
Geschäftsbeziehung fortzusetzen.
(3)	Gesetzliche Kündigungsrechte 
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19.	Kündigungsrechte der Bank
(1)	Kündigung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
Die Bank kann die gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne 
Geschäftsbeziehungen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter 
Einhaltung einer angemessenen Kündigungsfrist kündigen (zum 
Beispiel den Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordruc-
ken berechtigt). Bei der Bemessung der Kündigungsfrist wird die 
Bank auf die berechtigten Belange des Kunden Rücksicht neh-
men. Für die Kündigung eines Zahlungsdiensterahmenvertrages 
(zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines De-
pots beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei Monate.
(2)	Kündigung unbefristeter Kredite
Kredite und Kreditzusagen, für die weder eine Laufzeit noch eine 
abweichende Kündigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank 
jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. Die 
Bank wird bei der Ausübung dieses Kündigungsrechts auf die be-
rechtigten Belange des Kunden Rücksicht nehmen.
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung eines Verbraucherdarlehensvertrages vorsieht, kann 
die Bank nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen. 
(3)	Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist
Eine fristlose Kündigung der gesamten Geschäftsverbindung oder 
einzelner Geschäftsbeziehungen ist zulässig, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Be-
rücksichtigung der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar 
werden lässt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
–	 wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögens-

verhältnisse gemacht hat, die für die Entscheidung der Bank 
über eine Kreditgewährung oder über andere mit Risiken für 
die Bank verbundene Geschäfte (zum Beispiel Aushändigung 
einer Zahlungskarte) von erheblicher Bedeutung waren; bei 
Verbraucherdarlehen gilt dies nur, wenn der Kunde für die Kre-
ditwürdigkeitsprüfung relevante Informationen wissentlich vor-
enthalten oder diese gefälscht hat und dies zu einem Mangel 
der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder

–	 wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermögens-
verhältnisse des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Si-
cherheit eintritt oder einzutreten droht und dadurch die 
Rückzahlung des Darlehens oder die Erfüllung einer sonsti-
gen Verbindlichkeit gegenüber der Bank – auch unter Ver-
wertung einer hierfür bestehenden Sicherheit – gefährdet ist 
oder

–	 wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Ver-
stärkung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser 
Geschäftsbedingungen oder aufgrund einer sonstigen Ver
einbarung nicht innerhalb der von der Bank gesetzten ange-
messenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen 
Pflicht, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur 
Abhilfe bestimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser 
Abmahnung zulässig, es sei denn, dies ist wegen der Besonder-
heiten des Einzelfalles (§ 323 Absätze 2 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches) entbehrlich.
(4)	Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen bei 

Verzug
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die 
Kündigung wegen Verzuges mit der Rückzahlung eines Verbrau-
cherdarlehensvertrages vorsieht, kann die Bank nur nach Maß
gabe dieser Regelungen kündigen.
(5)	Kündigung eines Basiskontovertrages
Einen Basiskontovertrag kann die Bank nur nach den zwischen 
der Bank und dem Kunden auf Grundlage des Zahlungskontenge-
setzes getroffenen Vereinbarungen und den Bestimmungen des 
Zahlungskontengesetzes kündigen.
(6)	Abwicklung nach einer Kündigung
Im Falle einer Kündigung ohne Kündigungsfrist wird die Bank dem 
Kunden für die Abwicklung (insbesondere für die Rückzahlung ei-
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nes Kredits) eine angemessene Frist einräumen, soweit nicht eine 
sofortige Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei der Kündi-
gung des Scheckvertrages die Rückgabe der Scheckvordrucke).

Schutz der Einlagen

20.	Einlagensicherungsfonds 
(1)	Schutzumfang 
Die Bank ist Mitglied der gesetzlichen Einlagensicherung und 
gehört der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH 
(EdB), Burgstraße 28, 10178 Berlin an. Dies beutet, dass Ent-
schädigungsansprüche nach dem Einlagensicherungsgesetz 
(EinSiG) durch die EdB abgedeckt werden. Nach dem EinSiG 
sind Einlagen bis zu einer Höhe von 100.000 Euro gesichert; in 
bestimmten im EinSiG geregelten Fällen, bis zu 500.000 Euro. 
Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100.000 Euro 
für jeden Einleger. Fehlen besondere Bestimmungen, so wird die 
Einlage den Kontoinhabern jeweils zu gleichen Anteilen zugerech-
net. Die Entschädigung wird in Euro gewährt. Falls Konten eines 
Einlegers in einer anderen Währung als in Euro geführt werden, 
wird als Wechselkurs der Referenzkurs der Europäischen Zen-

tralbank des Tages verwendet, an dem der Entschädigungsfall 
festgestellt wurde. Liegt ein Referenzkurs der Europäischen Zen-
tralbank nicht vor, ist für die Umrechnung der Mittelkurs aus fest-
stellbaren An- und Verkaufskursen des Stichtages zugrunde zu 
legen.
(2)	Ausnahmen und Einlegerschutz
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind allgemein 
durch die EdB gedeckt. Für Ausnahmen und Einschränkungen so-
wie die Verjährung des Entschädigungsanspruchs wird auf die je-
weils gültige Fassung des EinSiG verwiesen, dass auf Verlangen 
zur Verfügung gestellt wird. Ferner wird zu Informationszwecken 
auf die Internetseite der Entschädigungseinrichtungen deutscher 
Banken GmbH (https://www.edb-banken.de/) verwiesen.

21.	Kundenbeschwerden
Für die Beilegung von Streitigkeiten/Beschwerden aus dem An-
wendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c 
des Bürgerlichen Gesetzbuches) mit der Bank besteht für Kunden 
die Möglichkeit die Schlichtungsstelle der Deutschen Bundesbank 
anzurufen. Weitere Informationen hierzu unter www.bundesbank.
de/schlichtungsstelle/schlichtungsstelle.php. Die Beschwerde ist 
an die Schlichtungsstelle der Deutschen Bundesbank Deutsche 
Bundesbank, Postfach 11 12 32, 60047 Frankfurt am Main http://
www.bundesbank.de, zu richten.
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A) Datenschutzerklärung der Raisin Bank AG 
 
Der Schutz ihrer persönlichen Daten hat für uns einen hohen Stellenwert 
 
Egal über welchen Weg Sie mit der Raisin Bank AG in Kontakt treten, wir respektieren und 
schützen Ihre Privatsphäre. 
 
Auf den folgenden Seiten können Sie sich einen Überblick verschaffen, welche 
personenbezogenen Daten wir von ihnen erheben und wie wir diese verwenden. 
 
Wir informieren Sie auch über Ihre Rechte nach dem geltenden Datenschutzrecht und nennen 
Ihnen die Kontaktadresse, falls Sie Fragen zu unserem Datenschutz haben. 
 
Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Die Raisin Bank AG ist ein deutsches Kreditinstitut mit Sitz in Frankfurt am Main. 
 
Die verantwortliche Stelle ist die 
 

Raisin Bank AG 
Niedenau 61-63 

60325 Frankfurt am Main 
 
Die verantwortliche Stelle ergreift alle gesetzlich erforderlichen Maßnahmen, um Ihre 
personenbezogenen Daten zu schützen. 
 
Bei Fragen zu unserer Datenschutzerklärung wenden Sie sich bitte an unseren 
Datenschutzbeauftragten: 
 

Raisin Bank AG 
Datenschutzbeauftragter 

Niedenau 61-63 
60325 Frankfurt am Main 

E-Mail: datenschutz@raisin.bank 
 
1) Für wen gilt diese Datenschutzerklärung? 
 
Wenn wir von der Verarbeitung personenbezogener Daten sprechen, bedeutet das, dass wir 
diese z.B. erheben, speichern, nutzen, übermitteln und löschen. 
 
Diese Datenschutzerklärung gilt nur für natürliche Personen. Hierzu zählen  
 

• Kunden und Interessenten der Raisin Bank AG 
• Andere natürliche Personen, die mit unserer Bank in Kontakt stehen, z.B. 
• Bevollmächtigte, Mitverpflichtete, Boten, Vertreter oder Mitarbeiter juristischer 

Personen 
• Besucher unserer Website 
• Wirtschaftlich Berechtigte unserer Kunden 

 

 
 
 
2) Welche personenbezogenen Daten erheben wir von Ihnen? 
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Wir erheben Ihre personenbezogenen Daten, wenn Sie mit uns in Kontakt treten, z. B. als 
Interessent oder Kunde.  
 
Insbesondere, wenn Sie sich für unsere Produkte oder Dienstleistungen interessieren, sich 
per E-Mail oder Telefon an uns wenden oder wenn Sie im Rahmen bestehender 
Geschäftsbeziehungen unsere Produkte und Dienstleistungen nutzen. 
 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten auch aus öffentlich zugänglichen Quellen, wenn 
diese für unsere Dienstleistung notwendig sind.  
 
Diese Daten gewinnen wir zulässigerweise z. B. über Grundbücher, Schuldnerverzeichnisse 
oder Handels- und Vereinsregister. Personenbezogene Daten werden uns auch von sonstigen 
Dritten (z. B. Auskunfteien wie Creditreform oder SCHUFA) übermittelt. Wir nutzen auch 
Verzeichnisse über bestimmte Personen im Rahmen gesetzlich vorgeschriebener Prüfungen 
der Geldwäscheprävention. 
 
Folgende persönliche Daten verarbeiten wir, sofern wir diese zur Begründung einer 
Geschäftsbeziehung oder einer dazu erforderlichen Bonitätsprüfung erhoben haben: 
 

• Persönliche Identifikationsangaben 
z. B. Vor- und Nachnamen, Adresse, Geburtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit, Personalausweis-/Reisepass-Nummer, E-Mail-Adresse, 
Telefonnummer, Steuernummer, Schufa-Score, Wohnstatus (Miete/Eigentum), 
Berufsgruppenschlüssel/Partnerart (unselbständig/selbständig), 
Authentifikationsdaten (z.B. Unterschriftsprobe) 

• Auftrags- und Umsatzdaten 
z. B. IBAN, Zahlungsaufträge (Zahlungseingänge und Zahlungsausgänge), Daten aus 
der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehrsdaten)  

• Daten über Ihre finanzielle Situation 
z. B. Gehaltsabrechnungen, Zahlungsverhalten, Wert Ihrer Immobilie bzw. sonstiger 
Vermögensgegenstände, Kreditgeschichte, gegenwärtige Kreditbonität, Einträge bei 
Auskunfteien, Zahlungsverzug, Angaben zum Einkommen, Drittdaten, Qualitätsdaten, 
steuerliche Informationen, Angaben zu etwaigen Drittbegünstigten, 
Dokumentationsdaten (z.B. Beratungsprotokoppe/Angebot), Lastschriftdaten, 
Darlehensverträge (Verbraucher und Selbständige), Bonitätsunterlagen 
(Gehaltsabrechnungen, Einnahmen/Überschussrechnungen und Bilanzen, 
Steuerunterlagen, Angaben/Nachweise zu Vermögen und Verbindlichkeiten, 
übernommene Bürgschaften, Fremdkontoauszüge, Ausgaben), Arbeitgeber, Art und 
Dauer Beschäftigungsverhältnis, Art und Dauer der Selbständigkeit, Anzahl 
unterhaltspflichtige Kinder, Güterstand, bei Nicht-EU-Staatsangehörigen Aufenthalts-
/Arbeitserlaubnis, Scoring-/Ratingdaten, Angaben/Nachweise zum 
Verwendungszweck, Eigen- und Fremdsicherheiten: Objektunterlagen (z.B. 
Grundbuchauszüge, Objektbewertungen) 

• Soziodemografische Angaben 
z. B. Familienstand und Familiensituation 

• Angaben zu Ihren Interessen und Wünschen, die Sie uns mitteilen 
z. B. über Brief-, Telefon- oder E-Mail-Kontakt samt (elektronische) Kopien des 
Schriftverkehrs sowie ggf. Informationen über die Teilnahme an 
Direktmarketingmaßnahmen 

• Audiovisuelle Daten 
z. B. Angaben aus dem Videolegitimationsverfahren. 
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Bei persönlichen Bürgschaften durch Dritte (Fremdsicherheiten) können wir an den jeweiligen 
Bürgen vergleichbare Anforderungen zur Offenlegung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse stellen. 
 
Sowie weitere mit diesen Kategorien vergleichbare Daten. 
 
2.1) Sensible Daten 
 
Besondere Kategorien personenbezogener Daten, bekannt als „Sensible Daten“, z. B. 
Informationen zu Ihrer religiösen Zugehörigkeit, erheben wir nur, wenn dies unbedingt 
notwendig ist. Also beispielsweise zur Abführung der Kirchensteuer. 
 
2.2) Daten von Kindern 
 
Angaben zu Kindern erheben wir nur dann, wenn Sie ein Konto für Minderjährige eröffnen. 
 
3) Wofür nutzen wir Ihre Daten – und auf welcher Rechtsgrundlage? 
 
3.1) Wir nutzen Ihre Daten, damit Sie unsere Produkte und Dienstleistungen nutzen 
können, also zur Erfüllung vertraglicher Pflichten (Art. 6 Abs. 1 b DSGVO) 
 
Um unsere Verträge zu erfüllen, müssen wir Ihre Daten verarbeiten. Das gilt auch für 
vorvertragliche Maßnahmen und Angaben, die Sie uns im Rahmen einer Kontaktaufnahme 
oder Antragstellung machen. Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster Linie 
nach dem jeweiligen Produkt (z. B. Girokonto, Kredit) und können unter anderem 
Bedarfsanalysen, Beratung sowie die Durchführung von Transaktionen umfassen. Die 
weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbeitung können Sie den jeweiligen 
Vertragsunterlagen und Geschäftsbedingungen entnehmen. 
 
Zur Durchführung des Vertragsverhältnisses benötigen wir Ihre Anschrift, Ihre Telefonnummer 
bzw. Ihre E-Mail-Adresse, um mit Ihnen in Kontakt treten zu können. 
 
Wir nehmen beispielsweise zur Abwicklung von Zahlungsdiensten Auftragsdaten entgegen 
und übermitteln auftragsgemäß Zahlungsdaten an Zahler, Zahlungsempfänger und deren 
Banken. 
 
Wir benötigen Ihre persönlichen Daten auch, um prüfen zu können, ob wir Ihnen ein Produkt 
oder eine Dienstleistung anbieten können und dürfen. 
 
Ein Forderungskäufer ist im Rahmen eines anschließenden Forderungsverkaufes gemäß Art. 
6 I b DSGVO berechtigt, insbesondere folgende personenbezogene Daten an eine 
Refinanzierungspartei zu übermitteln: 
 

• personenbezogene Daten zur Ermittlung des Einkommens (z.B. Gehaltsabrechnung); 
• personenbezogene Daten (Ausweis, Steuernummer, Wohnsitzbescheinigung); 
• personenbezogene Daten des Darlehensvertrages mit dem Darlehensgeber  
• Scoring-/Ratingdaten gemäß § 31 BDSG 
• Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z.B. SCHUFA) zur Ermittlung 

von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken, 
• Verhinderung von Straftaten 
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3.2) Wir benötigen zur Nutzung Ihrer Daten Ihre Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO) 
 
Wenn Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte 
Zwecke erteilt haben, ist die Verarbeitung dieser Daten auf Basis der Einwilligung rechtmäßig. 
 
Sie können Ihre Einwilligung jederzeit widerrufen. 
 
Dies gilt auch für den Widerruf von Einwilligungserklärungen, die Sie uns gegenüber vor 
Geltung der DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung), also vor dem 25. Mai 2018, abgegeben 
haben. 
 
Der Widerruf der Einwilligung wirkt erst für die Zukunft und berührt nicht die Rechtmäßigkeit 
der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten. 
 
3.3) Wir verarbeiten Ihre Daten auch aufgrund gesetzlicher Vorgaben oder im 
öffentlichen Interesse (Art. 6 Abs. 1 c und Abs. 1 e DSGVO) 
 
Wir unterliegen als Bank zahlreichen gesetzlichen Anforderungen (z. B. aus dem 
Geldwäschegesetz, dem Kreditwesengesetz, dem Wertpapierhandelsgesetz oder den 
Steuergesetzen). Auch bankaufsichtsrechtliche Anforderungen müssen wir erfüllen (z. B. von 
Institutionen, wie der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), der Deutschen 
Bundesbank, der Europäischen Zentralbank oder der Europäischen Bankenaufsicht). 
 
Die Verarbeitung von Daten erfüllt unter anderem folgenden Sinn und Zweck: Die 
Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- und Altersprüfung, die Erfüllung steuerrechtlicher 
Kontroll- und Meldepflichten, die Betrugs- und Geldwäscheprävention sowie die Bewertung 
und Steuerung von Risiken. 
 
3.4) Wir verarbeiten Ihre Daten im Rahmen einer Interessenabwägung (Art. 6 Abs. 1 f 
DSGVO) 
 
Soweit erforderlich verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des Vertrages 
hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten. 
 

• Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z.B. SCHUFA) zur Ermittlung 
von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken, 

• Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und direkter 
Kundenansprache; inkl. Kundensegmentierungen und Berechnung von 
Abschlusswahrscheinlichkeiten, 

• Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit Sie der Nutzung Ihrer Daten 
nicht widersprochen haben, 

• Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen 
Streitigkeiten,  

• Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs, 
• Verhinderung von Straftaten, 
• Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und 

Produkten,  
• Risikosteuerung 
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4) Wer bekommt Ihre Daten (und warum)? 
 
4.1) Ihre personenbezogenen Daten innerhalb der Raisin Bank AG 
 
Innerhalb der Bank erhalten nur diejenigen Stellen Zugriff auf Ihre Daten, die diese zur 
Wahrung unserer berechtigten Interessen oder zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten benötigen. Auch von uns eingesetzte Dienstleister und 
Erfüllungsgehilfen können zu diesen Zwecken personenbezogene Daten erhalten und 
verarbeiten, wenn diese das Bankgeheimnis und unsere schriftlichen datenschutzrechtlichen 
Weisungen wahren. Dies sind im wesentlichen Unternehmen aus den in Ziffer 4.2 aufgeführten 
Kategorien. 
 
4.2 Ihre personenbezogenen Daten außerhalb der Raisin Bank AG 
 
Wir haben uns in unseren allgemeinen Geschäftsbedingungen zur Wahrung des 
Bankgeheimnisses über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet. 
Informationen über Sie dürfen wir nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies 
gebieten, Sie eingewilligt haben, wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind und/oder 
von uns beauftragte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DSGVO) gleichgerichtet die Einhaltung des 
Bankgeheimnisses sowie die Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung/des 
Bundesdatenschutzgesetzes garantieren. 
 
Unter diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z.B. sein: 
 

• Öffentliche Stellen und Institutionen, Aufsichtsbehörden und -organe, wie z. B. 
Steuerbehörden, Bankenaufsicht, z.B. Deutsche Bundesbank, Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Europäische Bankenaufsichtsbehörde, Europäische 
Zentralbank, Finanzbehörden, Bundeszentralamt für Steuern, Zentrale Zulagenstelle 
für Altersvermögen, bei Vorliegen einer gesetzlichen und/oder behördlichen 
Verpflichtung 

• Rechtsprechungs-/Strafverfolgungsbehörden, wie z. B. Polizei, Staatsanwaltschaften, 
Gerichte 

• Anwälte und Notare, wie z. B. in Insolvenzverfahren 
• Wirtschaftsprüfer 

 
Um unsere vertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen, arbeiten wir mit anderen Unternehmen 
zusammen. Dazu zählen: 
 

• Spezialisten aus der Kredit- und Finanzdienstleistungsbranche, vergleichbare 
Einrichtungen und Auftragsverarbeiter, an die wir zur Durchführung der 
Geschäftsbeziehung mit Ihnen personenbezogene Daten übermitteln. 

• Kreditvermittler 
• Einlagenvermittler 

 
Diese sind ebenfalls gesetzlich verpflichtet, persönliche Daten mit der erforderlichen Sorgfalt 
zu behandeln. Einige Beispiele: 
 

• SWIFT zum sicheren Austausch von finanziellen Transaktionen 
• Korrespondierende Banken/Finanzdienstleister im Ausland sowie andere Banken 

 
Wenn Sie Zahlungen auf Konten bei anderen Banken anweisen, sind wir verpflichtet, 
persönliche Angaben über Sie an diese anderen Banken weiterzugeben (z. B. Ihren Namen 
oder Ihre IBAN). 
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• Dienstleister, die uns unterstützen (Unterstützung/Wartung von EDV-/IT-

Anwendungen, Adressermittlung, Archivierung, Belegbearbeitung, Call Center 
Services, Compliance Services, Controlling, Datenscreening für Anti-Geldwäsche-
Zwecke, Datenvernichtung, Immobiliengutachten, Kreditabwicklungsservice, 
Sicherheitenverwaltung, Beitreibung, Kundenverwaltung, Letter Shops, Marketing, 
Medientechnik, Meldewesen, Postbearbeitung, Research, Risikocontrolling, Telefonie, 
Webseitenmanagement, Wirtschaftsprüfungsdienstleistung, Zahlungsverkehr, 
Zulagenverwaltung). 

 
In allen oben genannten Fällen stellen wir sicher, dass Dritte nur Zugriff auf personenbezogene 
Daten erhalten, die für das Erbringen einzelner Aufgaben notwendig sind. 
 
5) Übermittlungen Ihrer personenbezogenen Daten in ein Drittland oder eine 
internationale Organisation 
  
Eine Datenübermittlung in Länder außerhalb der EU bzw. des EWR (sogenannte Drittstaaten) 
findet nur statt, soweit dies zur Ausführung Ihrer Aufträge (z.B. Zahlungsaufträge) erforderlich 
ist, gesetzlich vorgeschrieben ist (z.B. steuerrechtliche Meldepflichten), Sie uns eine 
Einwilligung erteilt haben oder im Rahmen einer Auftragsdatenverarbeitung. Werden 
Dienstleister im Drittstaat eingesetzt, sind diese zusätzlich zu schriftlichen Weisungen durch 
die Vereinbarung der EU-Standard Vertragsklauseln zur Einhaltung des Datenschutzniveaus 
in Europa verpflichtet. 
 

Besonders wichtig: 
Unter keinen Umständen verkaufen wir persönliche Daten an Dritte. 

 
6) Warum sind uns Ihre Rechte wichtig? 
 
Wir werden so schnell wie möglich auf alle Ihre Fragen zum Datenschutz antworten. Manchmal 
kann es aber trotzdem bis zu einem Monat dauern, ehe Sie eine Antwort von uns bekommen 
– sofern dies gesetzlich zulässig ist. Sollten wir länger als einen Monat für eine abschließende 
Klärung benötigen, sagen wir Ihnen vorher Bescheid, wie lange es dauern wird. 
 
In einigen Fällen können oder dürfen wir keine Auskunft geben. 
 
Sofern dies gesetzlich zulässig ist, teilen wir Ihnen in diesem Fall immer zeitnah den Grund 
für die Verweigerung mit. Sie haben das Recht, Beschwerde einzureichen. 
 
7) Welche Rechte haben Sie als Interessent oder Kunde der Raisin Bank AG, wenn es 
um die Verarbeitung Ihrer Daten geht? 
 
Die Einzelheiten ergeben sich aus den jeweiligen Regelungen der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in den Artikeln 15 bis 21. 
 
7.1) Sie haben das Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Information und Berichtigung 
(Art. 16 DSGVO) 
 
Sie können Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten verlangen. 
Sollten Ihre Angaben nicht (mehr) zutreffend sein, können Sie eine Berichtigung verlangen. 
Sollten Ihre Daten unvollständig sein, können Sie eine Vervollständigung verlangen.  
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Wenn wir Ihre Angaben an Dritte weitergegeben haben, informieren wir diese Dritten über Ihre 
Berichtigung – sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist. 
 
7.2 Sie haben das Recht auf Löschung Ihrer personenbezogenen Daten (Art. 17 DSGVO) 
 
Aus folgenden Gründen können Sie die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen 
Daten verlangen: 
 

• Wenn Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie erhoben wurden, 
nicht länger benötigt werden 

• Wenn Sie Ihre Einwilligung widerrufen und es an einer anderweitigen Rechtsgrundlage 
fehlt 

• Wenn Sie der Verarbeitung widersprechen und es keine überwiegenden, 
schutzwürdigen Gründe für eine Verarbeitung gibt 

• Wenn Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden 
• Wenn Ihre personenbezogenen Daten gelöscht werden müssen, um gesetzlichen 

Anforderungen zu entsprechen 
 
Bitte beachten Sie, dass ein Anspruch auf Löschung davon abhängt, ob ein legitimer Grund 
vorliegt, der die Verarbeitung der Daten erforderlich macht. 
 
7.3) Sie haben das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten (Art. 18 DSGVO) 
 
Sie haben das Recht, aus einem der folgenden Gründe, eine Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen: 
 

• Wenn die Richtigkeit Ihrer personenbezogenen Daten von Ihnen bestritten wird und 
wir die Möglichkeit hatten, die Richtigkeit zu überprüfen 

• Wenn die Verarbeitung nicht rechtmäßig erfolgt und Sie statt der Löschung eine 
Einschränkung der Nutzung verlangen 

• Wenn wir Ihre Daten nicht mehr für die Zwecke der Verarbeitung benötigen, Sie diese 
jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung gegen Rechtsansprüche 
benötigen 

• Wenn Sie Widerspruch eingelegt haben, solange noch nicht feststeht, ob Ihre 
Interessen überwiegen 

 
7.4) Sie haben das Recht auf Widerspruch (Art. 21 DSGVO) 
 
Wir dürfen Ihre Daten aufgrund von berechtigten Interessen oder im öffentlichen Interesse 
verarbeiten. In diesen Fällen haben Sie das Recht, der Verarbeitung Ihrer Daten zu 
widersprechen. Bitte beachten Sie unseren gesonderten Hinweis in Abschnitt B: „Information 
über Ihr Widerspruchsrecht“. 
 
7.5) Sie haben ein Beschwerderecht 
 
In einzelnen Fällen kann es passieren, dass Sie nicht zufrieden mit unserer Antwort auf Ihr 
Anliegen sind. Dann sind Sie berechtigt, beim Datenschutzbeauftragten der Raisin Bank AG 
sowie bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde Beschwerde einzureichen (Art. 77 
DSGVO i.V.m. § 19 BDSG). 
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7.6) Sie haben das Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) 
 
Sie haben das Recht, personenbezogene Daten, die Sie uns gegeben haben, in einem 
übertragbaren Format zu erhalten. 
 
8) Sind Sie verpflichtet, der Raisin Bank AG bestimmte personenbezogene Daten 
bereitzustellen? 
 
Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung benötigen wir von Ihnen folgende 
personenbezogenen Daten: 
 

• Daten, die für die Aufnahme/Begründung, der Durchführung sowie der Beendigung 
einer Geschäftsbeziehung benötigt werden 

• Daten, die für die Erfüllung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten notwendig 
sind 

• Daten, zu deren Erhebung wir rechtlich verpflichtet sind 
 
Durch das Geldwäschegesetz sind wir verpflichtet, Sie mithilfe Ihrer Ausweisdokumente zu 
identifizieren, bevor wir eine Geschäftsbeziehung eingehen. Hierfür nutzen wir das 
Postidentverfahren oder die Videolegitimation. 
 
Dabei werden Ihr Name, Geburtsort und -datum, Staatsangehörigkeit, Anschrift und 
Ausweisdaten erhoben und festgehalten. 
 
Sollten im Laufe unserer Geschäftsbeziehung mögliche Änderungen auftreten, sind Sie 
verpflichtet, uns diese unverzüglich mitzuteilen. 
 
Wenn Sie uns die notwendigen Informationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, 
dürfen wir die von Ihnen angestrebte Geschäftsbeziehung weder aufnehmen noch fortführen. 
 
9) Wofür verarbeiten wir automatisiert personenbezogene Daten? 
 
Wir verarbeiten Ihre Daten teilweise automatisiert mit dem Ziel, bestimmte persönliche 
Aspekte zu bewerten (sogenanntes Profiling). 
 
Das gilt beispielsweise für folgenden Fall: 
 

• Aufgrund gesetzlicher und aufsichtsrechtlicher Vorgaben sind wir zur Bekämpfung von 
Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und anderen vermögensgefährdenden 
Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenauswertungen (unter anderem im 
Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen werden insbesondere zu Ihrem 
Schutz ergriffen. 

 
Andere automatisierte Verfahren zum Profiling setzt die Raisin Bank zurzeit nicht ein. 
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10) Wie lange speichern wir Ihre Daten? 
 
Wir verarbeiten und speichern Ihre Daten nicht länger, als diese für die Erfüllung unserer 
vertraglichen und gesetzlichen Pflichten erforderlich sind.  
Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschäftsbeziehung ein Vertragsverhältnis ist, welches 
üblicherweise auf mehrere Jahre angelegt ist. 
 
Sind die Daten für die Erfüllung vertraglicher oder gesetzlicher Pflichten nicht mehr 
erforderlich, werden diese regelmäßig gelöscht, es sei denn, deren – befristete – 
Aufbewahrung und Weiterverarbeitung ist weiterhin notwendig. 
 
Gründe hierfür können z. B. Folgende sein: 
 

• Die Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten: 
Zu nennen sind insbesondere das Handelsgesetzbuch, die Abgabenordnung, das 
Kreditwesengesetz und das Geldwäschegesetz. 

 
Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen bis zu zehn 
Jahre. 
 

• Das Erhalten von Beweismitteln für rechtliche Auseinandersetzungen im Rahmen der 
gesetzlichen Verjährungsvorschriften: Zivilrechtliche Verjährungsfristen können bis zu 
30 Jahre betragen, wobei die regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre beträgt. 
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B) Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 DSGVO 
 
1) Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht 
 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, gegen 
die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Widerspruch einzulegen. Voraussetzung 
hierfür ist, dass die Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse oder auf der Grundlage eine 
Interessenabwägung erfolgt. Dies gilt auch für ein Profiling. 
 
Im Falle eines Widerspruchs werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr 
verarbeiten. Es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung 
dieser Daten nachweisen, die Ihren Interessen, Rechten und Freiheiten überwiegen. Oder Ihre 
personenbezogenen Daten dienen der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen. 
 
2) Widerspruchsrecht gegen Verarbeitung von Daten zu Werbezwecken 
 
In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten, um Direktwerbung zu 
betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung Sie 
betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt 
auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. 
Widersprechen Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so werden wir Ihre 
personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeiten. 
 
 
Empfänger des Widerspruchs: 
 
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte an folgende Adresse gerichtet werden: 
 

Raisin Bank AG 
Datenschutzbeauftragter 

Niedenau 61-63 
60325 Frankfurt am Main 

E-Mail: datenschutz@raisin.bank 
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